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(3) Wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinden können 
sein:
1. Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Eigen­

betrieb),
2. Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, deren 

sämtliche Anteile den Gemeinden gehören (Eigengesell­
schaften),

3. Beteiligungen der Gemeinde an wirtschaftlichen Unter­
nehmen.

(4) Wirtschaftliche Unternehmen sind so zu führen, daß der 
öffentliche Zweck erfüllt wird. Sie sollen einen Ertrag für den 
Haushalt der Gemeinde abwerfen, soweit dadurch die Erfül­
lung des öffentlichen Zwecks nicht beeinträchtigt wird.

§58
Eigenbetriebe

(1) Der Eigenbetrieb wird nach einem Statut von der Werk­
leitung selbständig geleitet. Der Werkleitung obliegt die Ge­
schäftsführung nach kaufmännischen Grundsätzen.

(2) In den Angelegenheiten des Eigenbetriebes vertritt die 
Werkleitung die Gemeinde.

(3) Über das Statut, die Bestellung des Werkleiters und die 
Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Gewinn- und 
Verlustrechnung beschließt die Gemeindevertretung.

§59
Unternehmen der Wohnungswirtschaft

(1) Zur Gewährleistung der Versorgung der Bürger mit 
Wohnungen sind die Gemeinden befugt, Sondervermögen zu 
verwalten und zu bewirtschaften. Das können sie in eigener 
Verantwortung oder durch geeignete Unternehmen als Ge­
sellschaften oder Beteiligungen betreiben.

(2) Unternehmen der Gebäude- und Wohnungswirtschaft 
sollen in gemeinnützige Wohnungsgesellschaften umgewan­
delt werden, an denen sich die Bürger durch Begründung von 
Wohnungseigentum im Rahmen zu erlassender Rechtsvor­
schriften beteiligen können.

(3) Die Bestimmungen über die Eigenbetriebe (§ 58) gelten 
entsprechend.

§60
Energieverträge

(1) Die Gemeinde darf Verträge über die Lieferung von 
Energie in das Gemeindegebiet sowie Konzessionsverträge, 
durch die sie einem Energieversorgungsunternehmen die Be­
nutzung von Eigentum der Gemeinde einschließlich der öffent­
lichen Straßen, Wege und Plätze für Leitungen zur Versorgung 
der Einwohner überläßt, nur abschließen, wenn die Erfüllung 
der Aufgaben der Gemeinde nicht gefährdet wird und die be­
rechtigten wirtschaftlichen Interessen der Gemeinde und ihrer 
Einwohner gewahrt sind. Hierüber soll der Gemeindevertre­
tung vor der Beschlußfassung das Gutachten eines unabhän­
gigen Sachverständigen vorgelegt werden.

(2) Dasselbe gilt für eine Verlängerung oder ihre Ableh­
nung sowie eine wichtige Änderung derartiger Verträge.

§61
Zweckverbände

(1) Gemeinden können zur Erfüllung kommunaler Aufgaben 
Zweckverbände bilden. Wirtschaftliche Unternehmen können 
sich auf vertraglicher Grundlage an der Lösung von Aufgaben 
des Zweckverbandes beteiligen.

(2) Die beteiligten Gemeindevertretungen beschließen über 
das Statut, die mittels des Zweckverbandes zu lösenden Auf­
gaben und die dafür zur Verfügung zu stellenden Mittel.

(3) Ist die Hauptaufgabe des Zweckverbandes das Betreiben 
eines gemeinsamen wirtschaftlichen Unternehmens, so gelten

die Vorschriften über den Eigenbetrieb gemäß § 58 ent­
sprechend.

§62
Kommunalverträge

t

(1) Die Gemeinden können mit wirtschaftlichen Unterneh­
men zur Lösung kommunaler Aufgaben sowie zur Unterhal­
tung von Einrichtungen auf dem Gebiet des Sozialwesens, des 
Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes, der Kultur, der 
Erholung und des Sports Kommunalverträge abschließen.

(2) Die Gemeinden und die wirtschaftlichen Unternehmen 
erbringen dazu vor allem beiderseitige Eigenleistungen in 
Form von Arbeitsleistungen, Zurverfügungstellung von Mate­
rial und finanzieller Beteiligung.

(3) Neben unentgeltlichen Leistungen können in einem 
Kommunalvertrag Leistungen gegen Entgelt vereinbart wer­
den, wenn diese zur Realisierung der gemeinsamen Maßnah­
men zusätzlich vorgenommen werden.

7. Abschnitt 
Aufsicht

§63
Grundsatz

(1) Die Aufsicht ist so auszuüben, daß die Rechte der Ge­
meinden geschützt und die Erfüllung ihrer Pflichten gesichert 
werden. Sie hat die Entschlußkraft und Verantwortungsbe­
reitschaft der Gemeinden zu fördern sowie Erfahrungen bei 
der Lösung kommunaler Aufgaben zu vermitteln,

(2) Die Aufsicht in den Selbstverwaltungsangelegenheiten 
hat sicherzustellen, daß die Verwaltung der Gemeinden im 
Einklang mit den Gesetzen erfolgt (Rechtsaufsicht).

(3) Die Aufsicht über die Erfüllung der den Gemeinden 
übertragenen Aufgaben wird bestimmt nach den hierfür gel­
tenden Gesetzen (Fachaufsicht).

§64
Rechtsaufsichtsbehörden

(1) Rechtsaufsichtsbehörde der kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden ist der Landrat als unterste staatliche Verwal­
tungsbehörde.

(2) Rechtsaufsichtsbehörde der kreisfreien Stadt ist bis zur 
Ländenbildung der Regienmgsbevollmächtigte für den Be­
zirk.

(3) Oberste Rechtsaufsichtsbehörde ist der Minister für Re­
gionale und Kommunale Angelegenheiten. Bei der Wahrneh­
mung seiner Aufgaben wirkt er mit dem Minister des Innern 
zusammen.

(4) Ist in einer vom Landrat als Rechtsaufsichtsbehörde zu 
entscheidenden Angelegenheit der Landkreis beteiligt, so tritt 
an die Stelle des Landrates bis zur Länderbildung der Re­
gierungsbevollmächtigte für den Bezirk.

§65
Informationsrecht

Die Rechtsaufsichtsbehörde ist berechtigt, sich jederzeit über 
die Angelegenheiten der Gemeinden zu unterrichten und Prü­
fungen an Ort und Stelle in einzelnen Angelegenheiten durch­
zuführen. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte anfor­
dern sowie Akten und sonstige Unterlagen einsehen.

§66
Beanstandungs- und Aufhebungsrecht

(1) Die Rechtsaufsichtsbehörde kann Beschlüsse und An­
ordnungen der Gemeinde, die das geltende Recht verletzen, 
beanstanden und verlangen, daß sie von der Gemeinde rück­
gängig gemacht werden.


